
 
 

 
 

Sachgebiet: 
 
Rundfunkrecht einschl. Recht der Rundfunkanstalten, 
Filmrecht einschl. Filmförderungsrecht, Recht der neuen 
Medien 

BVerwGE: nein 
Übersetzung: nein 

 

 
 
Rechtsquelle/n: 
 
GG Art. 3 Abs. 1 
RBStV § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 
 
 
Titelzeile: 
 
Keine unzulässige Diskriminierung gemeinnütziger Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung beim Rundfunkbeitrag 
 
 
Leitsatz: 
 
Die gesetzgeberische Entscheidung in § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 RBStV, nur gemeinnüt-
zigen eingetragenen Vereinen und Stiftungen aufgrund ihrer Rechtsform eine Bei-
tragsermäßigung zu gewähren, nicht jedoch gemeinnützigen Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung, verletzt nicht den in Art. 3 Abs. 1 GG verankerten Grundsatz der 
Belastungsgleichheit. 
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hat der 6. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
am 24. Mai 2023 
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Kraft 
sowie die Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Möller und Hahn 
 
 
beschlossen: 
 
 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der 
Revision in dem Urteil des Niedersächsischen Oberverwal-
tungsgerichts vom 7. Juli 2022 wird zurückgewiesen. 
 
Die Klägerin trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 
 
Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Beschwerde-
verfahren auf 4 303,48 € festgesetzt. 

 
 
 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin, die als gemeinnützige Gesellschaft mit beschränkter Haftung ein 

psychiatrisches Krankenhaus sowie mehrere Tageskliniken und Psychiatriezen-

tren betreibt, wendet sich gegen die Festsetzung nicht ermäßigter Rundfunkbei-

träge für ihre Betriebsstätten und Kraftfahrzeuge. 

 

Sie macht einen Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz geltend. Denn 

obwohl sie von § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 und 3 RBStV erfasste Aktivitäten entfalte, 

werde sie trotz ihrer Anerkennung als gemeinnützig aufgrund ihrer Rechtsform 

als Kapitalgesellschaft diskriminiert. Bei gemeinnützigen Stiftungen und Verei-

nen werde demgegenüber der Rundfunkbeitrag gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 

des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags (RBStV) ohne Rücksicht auf deren kon-

krete Betätigung ermäßigt. Maßgeblich dürfe für die Beitragsermäßigung aber 

nur die Anerkennung der Gemeinnützigkeit sein. Insoweit sei von einem redak-

tionellen Versehen des Gesetzgebers auszugehen und eine Gleichbehandlung 

geboten, die die Beschränkung der Beitragspflicht auf einen Rundfunkbeitrag 

verlange. 
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Widerspruch und Klage gegen die Festsetzung nicht ermäßigter Rundfunkbei-

träge sind erfolglos geblieben. Das Oberverwaltungsgericht hat die Berufung der 

Klägerin zurückgewiesen (NordÖR 2023, 97). Nach der Regelungsmethodik des 

§ 5 Abs. 3 Satz 1 RBStV würden als gemeinnützig anerkannte Organisationen 

umfassend beitragsrechtlich privilegiert, wenn sie als eingetragene Vereine und 

Stiftungen organisiert seien. Im Umkehrschluss würden körperschaftlich struk-

turierte gemeinnützige Kapitalgesellschaften, wie etwa die Gesellschaft mit be-

schränkter Haftung, davon ausgeschlossen. Nicht in der Rechtsform (gemein-

nütziger) eingetragener Vereine oder Stiftungen organisierte Einrichtungsträger 

könnten eine Beitragsermäßigung für ihre einzelnen Einrichtungen nur erlan-

gen, wenn diese als gemeinnützig anerkannt seien und zusätzlich eine der in § 5 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 3 RBStV aufgelisteten sozialen Aufgaben erfüllten; dies 

dann allerdings unabhängig von der Rechtsform ihrer Träger und auch davon, 

ob diese Rechtsträger insgesamt als gemeinnützig anerkannt seien.  

 

Entgegen der Auffassung der Klägerin liege dieser Differenzierung kein Redakti-

onsversehen des Gesetzgebers zugrunde, sondern dessen bewusste Entschei-

dung, gemeinnützige Einrichtungsträger nur dann umfassend beitragsrechtlich 

zu privilegieren, wenn sie in bestimmten Rechtsformen organisiert seien. Diese 

gesetzgeberische Entscheidung bewege sich im Rahmen der zulässigen gesetzli-

chen Typisierungsbefugnis und knüpfe an in diesem Lebensbereich bestehende 

Unterschiede im Grad der Professionalisierung und Ökonomisierung der geleis-

teten Tätigkeit an. Sie verstoße weder gegen das Verhältnismäßigkeitsprinzip 

noch gegen den Grundsatz der Belastungsgleichheit. 

 

Das Berufungsgericht hat die Revision nicht zugelassen. Dagegen wendet sich 

die Klägerin mit der Beschwerde, der der Beklagte entgegentritt. 

 

II 

 

Die zulässige Beschwerde der Klägerin, mit der diese die grundsätzliche Bedeu-

tung der Rechtssache gemäß § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO geltend macht, bleibt 

ohne Erfolg. 
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Grundsätzliche Bedeutung im Sinne von § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO kommt einer 

Rechtssache nur zu, wenn eine konkrete, fallübergreifende und bislang höchst-

richterlich ungeklärte Rechtsfrage des revisiblen Rechts für die angefochtene 

Entscheidung der Vorinstanz von Bedeutung war, deren Klärung im Revisions-

verfahren zu erwarten und zur Erhaltung der Einheitlichkeit der Rechtspre-

chung oder zur Weiterentwicklung des Rechts geboten ist. Ein derartiger Klä-

rungsbedarf besteht nicht, wenn die Rechtsfrage auf der Grundlage der bundes-

gerichtlichen Rechtsprechung oder des Gesetzeswortlauts mit Hilfe der üblichen 

Auslegungsregeln eindeutig beantwortet werden kann (stRspr, vgl. BVerwG, Be-

schlüsse vom 27. Januar 2015 - 6 B 43.14 - Buchholz 421.0 Prüfungswesen 

Nr. 421 Rn. 8 und vom 9. Juli 2019 - 6 B 2.18 - Buchholz 310 § 132 Abs. 2 Ziff. 2 

VwGO Nr. 31 Rn. 7). 

 

Die Klägerin wirft sinngemäß als grundsätzlich bedeutsam die Frage auf, ob die 

in § 5 Abs. 1 Nr. 3 und 4 RBStV angelegte unterschiedliche Behandlung einer als 

gemeinnützig anerkannten Gesellschaft mit beschränkter Haftung auf der einen 

gegenüber eingetragenen gemeinnützigen Vereinen und Stiftungen auf der an-

deren Seite mit Blick auf den Gleichbehandlungsgrundsatz zu rechtfertigen sei. 

Diese Fragestellung rechtfertigt nicht die Zulassung der Revision wegen grund-

sätzlicher Bedeutung. Denn sie ist in Übereinstimmung mit der Vorinstanz auch 

ohne Durchführung eines Revisionsverfahrens positiv zu beantworten.  

 

Das Berufungsgericht hat zutreffend darauf hingewiesen, dass sich für das Ab-

gabenrecht aus dem Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG der Grundsatz der Be-

lastungsgleichheit ergibt. Der Gesetzgeber hat jedoch bei der Auswahl des Abga-

bengegenstands, der Bestimmung des Abgabensatzes sowie der Regelung von 

Entlastungs- oder Befreiungstatbeständen einen weitreichenden Gestaltungs-

spielraum. In der Entscheidung darüber, welche Sachverhalte, Personen oder 

Unternehmen bei der Erhebung des Rundfunkbeitrags gefördert werden sollen 

und welche Ziele er für förderungswürdig hält, ist er weitgehend frei. Bei der 

Ausgestaltung von Beitragsregelungen darf sich der Gesetzgeber in erheblichem 

Umfang auch von Praktikabilitätserwägungen mit dem Ziel der Einfachheit der 

Erhebung leiten lassen; dies gilt in besonderem Maße bei Massenverfahren wie 

der Erhebung des Rundfunkbeitrags (BVerfG, Urteil vom 18. Juli 2018 - 1 BvR 

1675/16 u. a. - BVerfGE 149, 222 Rn. 65, 71 m. w. N.). 
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Die Bindung an den allgemeinen Gleichheitssatz verlangt von dem Gesetzgeber 

im Rahmen der ihm zustehenden Typisierungsbefugnis, bei Differenzierungen 

in Beitragsregelungen nach sachbezogenen Gesichtspunkten vorzugehen und 

die Regelungen so auszugestalten, dass diese sich nicht auf eine der Lebenser-

fahrung geradezu widersprechende Würdigung der jeweiligen Umstände stüt-

zen und insbesondere der Kreis der von der Maßnahme Begünstigten sachge-

recht abgegrenzt wird (vgl. BVerfG a. a. O. Rn. 71). 

 

Die in § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 RBStV geregelten Privilegierungen finden 

keine Rechtfertigung in dem Gedanken des Vorteilsausgleichs, der den Rund-

funkbeitrag als Vorzugslast legitimiert. Denn ihre Anknüpfung an die Gemein-

nützigkeit der Einrichtungen oder Organisation lässt keine Rückschlüsse auf die 

Größe des abzugeltenden Vorteils zu (BVerwG, Urteil vom 27. September 2017 

- 6 C 34.16 - Buchholz 422.2 Rundfunkrecht Nr. 84 Rn. 29 ff.). Trotzdem sind 

sie mit Blick auf den für Vorzugslasten geltenden Kostendeckungsgrundsatz im 

Prinzip zu rechtfertigen, da der Gesetzgeber neben der Finanzierung der öffent-

lichen Aufgabe grundsätzlich auch andere Zwecke wie soziale Belange oder Ver-

haltenssteuerung verfolgen darf. Da aber Beitragsermäßigungen aus sozialen 

Gründen, die einzelnen Gruppen gewährt werden, eine tendenziell höhere Be-

lastung der übrigen Abgabepflichtigen nach sich ziehen, dürfen sie sich nicht zu 

sehr von ihrem Zweck der Finanzierung des öffentlichen Rundfunks entfernen 

(BVerwG a. a. O. Rn. 26 ff. m. w. N.). Damit sind dem Gesetzgeber bei der 

Schaffung vorteilsfremder Ermäßigungstatbestände mit Blick auf deren Recht-

fertigungserfordernis von vornherein Grenzen gesetzt. 

 

Vor diesem Hintergrund hat das Berufungsgericht zutreffend ausgeführt, dass 

der Gesetzgeber im Interesse der übrigen Beitragspflichtigen, für die jede Aus-

weitung einer Begünstigung zu einer Mehrbelastung führt, eine Beitragsprivile-

gierung im Bereich gemeinnütziger Tätigkeiten beschränken darf, um "Mitnah-

meeffekte" oder ihm von ihrer sozialen Wertigkeit her nicht gerechtfertigt er-

scheinende Inanspruchnahmen jedenfalls in ihrem Umfang zu begrenzen (UA 

S. 13 f.). Dazu hat es auf die Gesetzesbegründung verwiesen, derzufolge "… auf 

eine gänzliche Befreiung gemeinnütziger Einrichtungen verzichtet und somit 

eine gleichmäßige Belastung angestrebt [wird]" (LT-Drs. 16/3437 S. 33). 

 

10 

11 

12 



 

Seite 6 von 6 

Im Hinblick auf die vom Gesetzgeber in § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 RBStV aus-

gestalteten Ermäßigungstatbestände hat das Berufungsgericht tatsächliche Fest-

stellungen zur Vielfalt der in der Rechtswirklichkeit vorzufindenden Erschei-

nungsformen gemeinnütziger Organisationen getroffen. Unter anderem auf der 

Grundlage der festgestellten rechtstatsächlichen Unterschiede der verschiede-

nen Rechtsformen gemeinnütziger Organisationen hat die Vorinstanz die 

Schlussfolgerung gezogen, die Einschätzung des Gesetzgebers sei jedenfalls 

nicht realitätsfern, dass bei gemeinnützigen Vereinen und Stiftungen eine hö-

here Gewähr für die tatsächliche Verfolgung von ihm für förderungswürdig er-

achteter sozialer Ziele bestehe als etwa bei einer gemeinnützigen Gesellschaft 

mit beschränkter Haftung (UA S. 17 f.). 

 

An diese Tatsachenfeststellungen wäre der Senat in dem erstrebten Revisions-

verfahren gemäß § 137 Abs. 2 VwGO gebunden, da die Klägerin dagegen keine 

Verfahrensrügen erhoben hat. Ihrer Beschwerdebegründung lässt sich lediglich 

entnehmen, dass sie die von dem Berufungsgericht festgestellten Umstände 

nicht als einleuchtend für die von dem Gesetzgeber getroffene und vom Beru-

fungsgericht gebilligte Differenzierung ansieht. Damit vermag sie indes die Zu-

lassung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung nicht zu erreichen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 133 Abs. 5 Satz 2 Halbs. 2 

VwGO). Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die Streit-

wertfestsetzung beruht auf § 47 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 i. V. m. § 52 Abs. 3 

Satz 1 GKG. 

 

 

Prof. Dr. Kraft    Dr. Möller    Hahn 
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